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Hausanschrift: Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten Sprechzeiten der  
im Internet: www.berghaupten.de Gemeindeverwaltung 
e-mail: gemeinde@berghaupten.de im Rathaus:  
 Mo. - Fr.  8.00 - 12.00 Uhr 
Bankverbindungen: Nachmittags: 
Sparkasse Gengenbach (BLZ 664 513 46)  Konto Nr. 10 554 
IBAN: DE 44 6645 1346 0000 0105 54, SWIFT-BIC: SOLADES1GEB 

Mo. von 14.00 - 16.00 Uhr  
Mi. von 16.00 - 19.00 Uhr 

Volksbank Lahr eG (BLZ 682 900 00)  Konto Nr. 38 003 704 
IBAN: DE 41 6829 0000 0038 0037 04, SWIFT-BIC: GENODE61LAH 

oder nach Vereinbarung 

 

  

An  
die Mitglieder  
des Gemeinderats 

Im Schrift-
verkehr bitte

stets angeben
 

4

Sachbearbeiter: 
Durchwahl: 
e-mail:              philipp.clever 

 
Telefon Zentrale:  
Telefax: 
 
Datum: 
Aktenzeichen: 
Ihre Nachricht vom: 
Ihr Zeichen: 

Philipp Clever 
07803 / 96 77-20 
@berghaupten.de 
 
07803 / 96 77-0 
07803 / 96 77-10 
 
19.06.2020 
022.3 
 

_ 

 
Einladung zur Gemeinderatssitzung  
 
 
Die Mitglieder des Gemeinderats werden zu einer öffentlichen Gemeinderatssitzung einge-
laden auf 
 

Montag, den 29. Juni 2020,  
um 19.30 Uhr in der Schlosswaldhalle, Stiegelmattstr. 4 

 
Zur Beratung kommen folgende Punkte:  
 
1. Fragen der Einwohner zu Gemeindeangelegenheiten   

2. Anfragen aus der Mitte des Gemeinderats 

3. Antrag von Gemeinderat R. Seiler auf Ausscheiden aus dem Gemeinderat 

4. Verabschiedung von Gemeinderat R. Seiler gem. § 32 GemO 

5. Nachrücken in den Gemeinderat: Feststellung von Hinderungsgründen für den nachrü-
ckenden Ersatzbewerber J. Bergmann 

6. Nachrücken in den Gemeinderat: Verpflichtung des Ersatzkandidaten J. Bergmann 
gem. § 32 Abs. 1 GemO 

7. Stellungnahme zu Bauanträgen 
a) Änderungspläne zum Neubau von zwei Mehrfamilienwohnhäusern mit Stellplätzen, 

Dorfstraße 12 und 12a  
b) Umbau einer Bäckerei zu einer Praxis und einer Wohnung, Talstraße 2 
c) Neubau eines Carports, Talstraße 47a 
d) Neubau eines Pools mit Poolhaus, Talstraße 49 

 



- 2 - 

 

8. Erstellung eines Hochwasserschutzkonzepts 
Hier: Auftragsvergaben für die weiteren Untersuchungen im Zusammenhang mit der 
Frage der Machbarkeit eines Hochwasserrückhaltebeckens im Obertal 

9. Feststellung der Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2018 

10. Vorberatung des Haushaltsentwurfs 2020 

11. Betriebskostenabrechnung 2019 der Kindertagesstätte St. Georg 

12. Abrechnung 2019 für den gemeinsamen Feuerwehrgerätewart 

13. Zweckverband Gewerbepark Vorderes Kinzigtal 
Hier: Vorläufiger Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2019 

 
Achtung: Im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie findet die Sitzung ausnahms-
weise in der Schlosswaldhalle statt, um sämtliche Hygienevorschriften und Vorsichts-
maßnahmen wie z.B. das Abstandsgebot erfüllen zu können. Alle Teilnehmer inkl. Mit-
glieder des Gemeinderats, Beschäftigte der Verwaltung, Gastredner, Zuhörer etc. sind 
dazu verpflichtet, beim Betreten und Verlassen der Halle eine Mund-Nasen-Bedeckung 
zu tragen (z.B. Alltagsmaske aus Stoff)! Während der Sitzung besteht diese Verpflich-
tung aufgrund der ausreichenden Abstände und Belüftung nicht.  
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
    (Clever) 
Bürgermeister 
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Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
29. Juni 2020 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 3 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
022.133 / Herr Hertle 

 

Antrag von GR Rudolf Seiler auf Ausscheiden aus dem Gemeinderat 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Gemeinderat Rudolf Seiler hat mit Schreiben vom 05.06.2020 den Antrag gestellt, ihn 
zum 29.06.2020 vom Ehrenamt des Gemeinderats gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 3 und 6 
GemO zu entbinden. Da hierauf ein Rechtsanspruch besteht, hat der Gemeinderat 
lediglich festzustellen, dass die Voraussetzungen für ein Ausscheiden vorliegen.  
 
Die Bestimmungen der Gemeindeordnung §§ 31, 29 und 18 waren den Sitzungsun-
terlagen beigefügt.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Antrag von GR R. Seiler wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Voraussetzungen für ein Ausscheiden aus dem Gemeinderat liegen vor.  
 
Er wird von der Verpflichtung zur Ausübung des Ehrenamtes entbunden.  
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 

 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     

 
  









Auszug auf der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 

in der Fassung vom 7. Mai 2020 

 

§ 16 

Ablehnung ehrenamtlicher Tätigkeit 

(1) Der Bürger kann eine ehrenamtliche Tätigkeit aus wichtigen Gründen ablehnen 

oder sein Ausscheiden verlangen. Als wichtiger Grund gilt insbesondere, wenn der 

Bürger 

1. ein geistliches Amt verwaltet, 

2. ein öffentliches Amt verwaltet und die oberste Dienstbehörde feststellt, dass die 

ehrenamtliche Tätigkeit mit seinen Dienstpflichten nicht vereinbar ist, 

3. zehn Jahre lang dem Gemeinderat oder Ortschaftsrat angehört oder ein öffentliches 

Ehrenamt verwaltet hat, 

4. häufig oder lang dauernd von der Gemeinde beruflich abwesend ist, 

5. anhaltend krank ist, 

6. mehr als 62 Jahre alt ist oder 

7. durch die Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit in der Fürsorge für die Familie 

erheblich behindert wird. 

Ferner kann ein Bürger sein Ausscheiden aus dem Gemeinderat oder Ortschaftsrat 

verlangen, wenn er aus der Partei oder Wählervereinigung ausscheidet, auf deren 

Wahlvorschlag er in den Gemeinderat oder Ortschaftsrat gewählt wurde. 

(2) Ob ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet bei Gemeinderäten der Gemeinderat, 

bei Ortschaftsräten der Ortschaftsrat. 

(3) Der Gemeinderat kann einem Bürger, der ohne wichtigen Grund eine 

ehrenamtliche Tätigkeit ablehnt oder aufgibt, ein Ordnungsgeld bis zu 1000 Euro 

auferlegen. Das Ordnungsgeld wird nach den Vorschriften des 

Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes beigetrieben. Diese Bestimmung findet 

keine Anwendung auf ehrenamtliche Bürgermeister und ehrenamtliche Ortsvorsteher. 

 

  



§ 18 

Ausschluss wegen Befangenheit 

(1) Der ehrenamtlich tätige Bürger darf weder beratend noch entscheidend mitwirken, 

wenn die Entscheidung einer Angelegenheit ihm selbst oder folgenden Personen 

einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann: 

1. dem Ehegatten oder dem Lebenspartner nach § 1 des Lebenspartnerschafts-

gesetzes, 

2. einem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grad Verwandten, 

3. einem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum zweiten Grad Verschwägerten 

oder als verschwägert Geltenden, solange die die Schwägerschaft begründende Ehe 

oder Lebenspartnerschaft nach § 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes besteht, oder 

4. einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person. 

(2) Dies gilt auch, wenn der Bürger, im Fall der Nummer 2 auch Ehegatten, 

Lebenspartner nach § 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder Verwandte ersten 

Grades, 

1. gegen Entgelt bei jemand beschäftigt ist, dem die Entscheidung der Angelegenheit 

einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann, es sei denn, dass nach den 

tatsächlichen Umständen der Beschäftigung anzunehmen ist, dass sich der Bürger 

deswegen nicht in einem Interessenwiderstreit befindet, 

2. Gesellschafter einer Handelsgesellschaft oder Mitglied des Vorstands, des 

Aufsichtsrats oder eines gleichartigen Organs eines rechtlich selbstständigen 

Unternehmens ist, denen die Entscheidung der Angelegenheit einen unmittelbaren 

Vorteil oder Nachteil bringen kann, sofern er diesem Organ nicht als Vertreter oder auf 

Vorschlag der Gemeinde angehört, 

3. Mitglied eines Organs einer juristischen Person des öffentlichen Rechts ist, der die 

Entscheidung der Angelegenheit einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 

kann und die nicht Gebietskörperschaft ist, sofern er diesem Organ nicht als Vertreter 

oder auf Vorschlag der Gemeinde angehört, oder 

4. in der Angelegenheit in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein Gutachten 

abgegeben hat oder sonst tätig geworden ist. 

(3) Diese Vorschriften gelten nicht, wenn die Entscheidung nur die gemeinsamen 

Interessen einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe berührt. Sie gelten ferner nicht für 

Wahlen zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit. 

(4) Der ehrenamtlich tätige Bürger, bei dem ein Tatbestand vorliegt, der Befangenheit 

zur Folge haben kann, hat dies vor Beginn der Beratung über diesen Gegenstand dem 

Vorsitzenden, sonst dem Bürgermeister mitzuteilen. Ob ein Ausschließungsgrund 

vorliegt, entscheidet in Zweifelsfällen in Abwesenheit des Betroffenen bei 

Gemeinderäten und bei Ehrenbeamten der Gemeinderat, bei Ortschaftsräten der 

Ortschaftsrat, bei Mitgliedern von Ausschüssen der Ausschuss, sonst der 

Bürgermeister. 



(5) Wer an der Beratung und Entscheidung nicht mitwirken darf, muss die Sitzung 

verlassen. 

(6) Ein Beschluss ist rechtswidrig, wenn bei der Beratung oder Beschlussfassung die 

Bestimmungen der Absätze 1, 2 oder 5 verletzt worden sind oder ein ehrenamtlich 

tätiger Bürger ohne einen der Gründe der Absätze 1 und 2 ausgeschlossen war. Der 

Beschluss gilt jedoch ein Jahr nach der Beschlussfassung oder, wenn eine öffentliche 

Bekanntmachung erforderlich ist, ein Jahr nach dieser als von Anfang an gültig zu 

Stande gekommen, es sei denn, dass der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 

wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen oder die Rechtsaufsichtsbehörde den 

Beschluss vor Ablauf der Frist beanstandet hat. Die Rechtsfolge nach Satz 2 tritt nicht 

gegenüber demjenigen ein, der vor Ablauf der Jahresfrist einen förmlichen 

Rechtsbehelf eingelegt hat, wenn in dem Verfahren die Rechtsverletzung festgestellt 

wird. Für Beschlüsse über Satzungen, anderes Ortsrecht und Flächennutzungspläne 

bleibt § 4 Abs. 4 und 5 unberührt. 

 

 

§ 29 

Hinderungsgründe 

(1) Gemeinderäte können nicht sein 

1. 

a) Beamte und Arbeitnehmer der Gemeinde, 

b) Beamte und Arbeitnehmer eines Gemeindeverwaltungsverbands, eines 

Nachbarschaftsverbands und eines Zweckverbands, dessen Mitglied die Gemeinde 

ist, sowie der erfüllenden Gemeinde einer vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft, der 

die Gemeinde angehört, 

c) leitende Beamte und leitende Arbeitnehmer einer sonstigen Körperschaft des 

öffentlichen Rechts, wenn die Gemeinde in einem beschließenden Kollegialorgan der 

Körperschaft mehr als die Hälfte der Stimmen hat, oder eines Unternehmens in der 

Rechtsform des privaten Rechts, wenn die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert an 

dem Unternehmen beteiligt ist, oder einer selbstständigen Kommunalanstalt der 

Gemeinde oder einer gemeinsamen selbstständigen Kommunalanstalt, an der die 

Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist, 

d) Beamte und Arbeitnehmer einer Stiftung des öffentlichen Rechts, die von der 

Gemeinde verwaltet wird, 

2. 

Beamte und Arbeitnehmer der Rechtsaufsichtsbehörde, der oberen und der obersten 

Rechtsaufsichtsbehörde, die unmittelbar mit der Ausübung der Rechtsaufsicht befasst 

sind, sowie leitende Beamte und leitende Arbeitnehmer der Gemeindeprüfungsanstalt. 

Satz 1 findet keine Anwendung auf Arbeitnehmer, die überwiegend körperliche Arbeit 

verrichten. 



(2) (aufgehoben) 

(3) (aufgehoben) 

(4) (aufgehoben) 

(5) Der Gemeinderat stellt fest, ob ein Hinderungsgrund nach Absatz 1 gegeben ist; 

nach regelmäßigen Wahlen erfolgt die Feststellung vor der Einberufung der ersten 

Sitzung des neuen Gemeinderats. 

 

 

§ 31 

Ausscheiden, Nachrücken, Ergänzungswahl 

(1) Aus dem Gemeinderat scheiden die Mitglieder aus, die die Wählbarkeit (§ 28) 

verlieren. Das Gleiche gilt für Mitglieder, bei denen ein Hinderungsgrund (§ 29) im 

Laufe der Amtszeit entsteht. Die Bestimmungen über das Ausscheiden aus einem 

wichtigen Grund bleiben unberührt. Der Gemeinderat stellt fest, ob eine dieser 

Voraussetzungen gegeben ist. Für Beschlüsse, die unter Mitwirkung von Personen 

nach Satz 1 oder nach § 29 zu Stande gekommen sind, gilt § 18 Abs. 6 entsprechend. 

Ergibt sich nachträglich, dass eine in den Gemeinderat gewählte Person im Zeitpunkt 

der Wahl nicht wählbar war, ist dies vom Gemeinderat festzustellen. 

(2) Tritt eine gewählte Person nicht in den Gemeinderat ein, scheidet sie im Laufe der 

Amtszeit aus oder wird festgestellt, dass sie nicht wählbar war, rückt die als nächste 

Ersatzperson festgestellte Person nach. Satz 1 gilt entsprechend, wenn eine gewählte 

Person, der ein Sitz nach § 26 Abs. 2 Satz 4 des Kommunalwahlgesetzes zugeteilt 

worden war, als Ersatzperson nach Satz 1 nachrückt. 

(3) Ist die Zahl der Gemeinderäte dadurch, dass nicht eintretende oder 

ausgeschiedene Gemeinderäte nicht durch Nachrücken ersetzt oder bei einer Wahl 

Sitze nicht besetzt werden konnten, auf weniger als zwei Drittel der gesetzlichen 

Mitgliederzahl herabgesunken, ist eine Ergänzungswahl für den Rest der Amtszeit 

nach den für die Hauptwahl geltenden Vorschriften durchzuführen. 
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Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
29. Juni 2020 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 4 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
022.133 / Herr Hertle 

 

Ausscheiden aus dem Gemeinderat:  
Verabschiedung von Gemeinderat Rudolf Seiler gem. § 31 GemO 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Gemeinderat Rudolf Seiler ist seit 1980 als Gemeinderat ehrenamtlich tätig. Auf eige-
nen Wunsch wird er zum 29.06.2020 aus dem Gremium ausscheiden.  
 
Bei der Verabschiedung im Rahmen der öffentlichen Sitzung sollen sein Wirken und 
sein Einsatz entsprechend gewürdigt werden.  
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Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
29. Juni 2020 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 5 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
022.133 / Herr Hertle 

 

Nachrücken in den Gemeinderat 
Hier: Feststellung von Hinderungsgründen nach § 29 Abs. 5 GemO für den nach-
rückenden Ersatzbewerber Jürgen Bergmann 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Gemeinderat Rudolf Seiler hat den Antrag gestellt, zum 29.06.2020 aus dem Gemein-
derat auszuscheiden. Siehe vorigen TOP.  
 
Nun muss der Rat darüber beschließen, ob Hinderungsgründe nach § 29 GemO be-
stehen, die dem Nachrücken des Ersatzbewerbers Jürgen Bergmann aus dem Wahl-
vorschlag der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) entgegenstehen. 
Nach dem vom Gemeindewahlausschuss festgestellten Wahlergebnis der Gemeinde-
ratswahlen am 26.05.2019 ist Jürgen Bergmann mit 541 Stimmen zur ersten Ersatz-
person des Wahlvorschlags der SPD gewählt worden und rückt daher nach § 31 Abs. 
2 GemO in das Gremium nach. Es ist nun Aufgabe des Gemeinderates, über eventuell 
vorliegende Ablehnungs- oder Hinderungsgründe zu entscheiden. Danach kann die 
Amtseinführung erfolgen. J. Bergmann hat mit Schreiben vom 10.06.2020 schriftlich 
erklärt, dass er bereit ist, als gewählte Ersatzperson ins Gremium nachzurücken. Au-
ßerdem hat er erklärt, dass ihm keine Umstände bekannt sind, die ihn an der Über-
nahme und Ausübung des Amtes hindern.  
 
Die Bestimmungen der Gemeindeordnung §§ 31, 29 und 18 waren den Sitzungsun-
terlagen beigefügt.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stellt fest, dass bzgl. des Nachrückens von Ersatzbewerber 
Jürgen Bergmann keine Hinderungsgründe nach der GemO bestehen.  
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 

 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 
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Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
29. Juni 2020 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 6 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
022.133 / Herr Hertle 

 

Nachrücken in den Gemeinderat  
Hier: Verpflichtung des Ersatzkandidaten Jürgen Bergmann gem. § 32 Abs. 1 
GemO 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Jürgen Bergmann rückt in der laufenden Amtszeit aus der Liste des Wahlvorschlags 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) für den auf eigenen Wunsch 
ausscheidenden Gemeinderat Rudolf Seiler nach.  
 
Die Verpflichtung erfolgt durch Nachsprechen der Verpflichtungsformel. Auf den sonst 
üblichen Handschlag durch den Bürgermeister wird im Hinblick auf die bestehenden 
Vorsichts- und Hygienemaßnahmen im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie 
verzichtet.  
 
Die Verpflichtungsformel lautet:  
 
 

Ich gelobe Treue der Verfassung, 
 

Gehorsam den Gesetzen 
 

und gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten. 
 

Insbesondere gelobe ich, 
 

die Rechte der Gemeinde gewissenhaft zu wahren 
 

und ihr Wohl und das ihrer Einwohner nach Kräften zu fördern. 
 

 
 





Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 
Termin 
 
29. Juni 2020 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 7 a) 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
632.21 Bauakte Dorfstr. 12 
und 12 a / Frau Lienhard 

 
Stellungnahme zu Bauanträgen 
hier: Änderungspläne zum Neubau von zwei Mehrfamilienwohnhäusern mit 
Stellplätzen, Dorfstraße 12 und 12a 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
Der Neubau von zwei Mehrfamilienwohnhäusern wurde im April 2018 von der Unteren 
Baurechtsbehörde genehmigt. Im Oktober 2019 und im Januar 2020 wurden Ände-
rungspläne zu Haus 2 vorgelegt. Das Haus übersteigt die genehmigte Höhe (11,40 m) 
um 0,81 m (12,21 m). Als Gründe werden vom Bauherrn genannt: 
1. Arztpraxis (Technik in Decke); 
2. Attika (Aufkantung wegen Dachdämmung); 
3. Dacherhöhung wegen Dachaufbau. 
 
Beim ersten Antrag im Jahr 2017 stimmte der Gemeinderat in seiner ö.S. vom 
20.03.2017 einer Gebäudehöhe für Haus 2 von 12,50 m einstimmig zu. 
 
Bei einer örtlichen Überprüfung wurde festgestellt, dass auch bei der Errichtung von 
Haus 1 von den genehmigten Plänen erheblich abgewichen wurde. Der Kniestock im 
DG wurde auf ca. 1,50 m, im 2. DG auf 1,05 m erhöht. Die Nachtragspläne für Haus 1 
liegen seit dem 05. Juni 2020 der Verwaltung vor. Laut den vorgelegten Unterlagen 
beträgt die Höhe von Haus 1 nun 12,14 m. Ursprünglich waren hier 11,67 m geneh-
migt.   
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Wird nach Beratung formuliert. 
 

 
Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 

 
Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  
Grund:  
 
 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 

























Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
29. Juni 2020 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 7b 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
632.21 Bauakte Talstraße 
2 / Frau Lienhard 

 

Stellungnahme zu Bauanträgen 
hier: Umbau einer Bäckerei zu einer Praxis und einer Wohnung, Talstraße 2 

 

Sachverhalt und Begründung: 
Das Bauvorhaben liegt im Innerortsbereich und wird nach § 34 BauGB (Umgebungs-
bebauung) bewertet. Der Antragsteller beabsichtigt den Umbau der bestehenden Bä-
ckerei zu einer Praxis für Physiotherapie im Erdgeschoss und im Dachgeschoss soll 
eine Wohnung entstehen. Aufgrund der Umnutzung sind 4 weitere Stellplätze erfor-
derlich. Drei Stellplätze für den Physiotherapiebereich sind entlang der Talstraße 
ausgewiesen und befinden sich auch auf dem Baugrundstück. Der Stellplatz für die 
Wohnung im Dachgeschoss (im Lageplan als Nr. 4 ausgewiesen) befindet sich zum 
größten Teil auf Privateigentum. Die erforderlichen restlichen m² (Vermessung muss 
erst noch erfolgen) möchte der Bauherr von der Gemeinde käuflich erwerben. 2015 
hat der Bauherr bereits für den Neu- bzw. Umbau des Wohnhauses Talstraße 2a, 
Verkehrsfläche von der Gemeinde für die Unterbringung von Stellplätzen gekauft. 
Die Verwaltung wird ihm ein Angebot zu den damaligen Konditionen unterbreiten. 
 

 

Beschlussvorschlag: 
Dem Antrag auf Erteilung der Baugenehmigung wird zugestimmt.  
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  

 

 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     

 





Maßstab: 1:250

Bearbeiter: Lienhard, Andrea

Datum: 17.06.2020

Gemeinde Berghaupten

Auszug aus der 
Liegenschaftskarte

Nur für den internen Gebrauch

















Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
  
29. Juni 2020 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 7 c) 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
632.21 Bauakte Talstraße 
47a / Frau Lienhard 

 

Stellungnahme zu Bauanträgen  
Hier: Neubau eines Carports, Talstraße 47a 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Das Bauvorhaben befindet sich im Geltungsbereich der Abgrenzungssatzung „Im Tal“ 
und ist nach § 34 BauGB (Innerortsbereich) zu bewerten. Der Bauherr beantragt den 
Neubau eines Carports. Das Bauvorhaben liegt im Überschwemmungsgebiet. Ein An-
trag auf Bauen im Überschwemmungsgebiet wurde gestellt. Durch das Bauvorhaben 
geht kein Hochwasser-Rückhalteraum verloren. Der Gewässerrandstreifen ist nicht 
betroffen.  
 
Die Verwaltung hat keine Bedenken.   
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Dem Antrag auf Erteilung der Baugenehmigung wird zugestimmt.  
 

 

Geänderter Beschlussantrag: 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 









Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
  
29. Juni 2020 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 7 d) 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
632.21 Bauakte Talstraße 
49 / Frau Lienhard 

 

Stellungnahme zu Bauanträgen 
Hier: Neubau eines Pools mit Poolhaus, Talstraße 49 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Das Bauvorhaben befindet sich im Geltungsbereich der Abgrenzungssatzung „Im Tal“ 
und ist nach § 34 BauGB (Innerortsbereich) zu bewerten. Das Bauvorhaben liegt nicht 
im Überschwemmungsgebiet. Der Bauherr beantragt den Neubau eines Pools mit 
Poolhaus. Das geplante Gebäude steht direkt auf der östlichen Grundstücksgrenze. 
Hierzu wird eine Abstandsflächenbaulast von der Unteren Baurechtsbehörde gefor-
dert.  
 
Die Verwaltung hat keine Bedenken.   
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Dem Antrag auf Erteilung der Baugenehmigung wird zugestimmt.  
 

 

Geänderter Beschlussantrag: 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 









Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
29. Juni 2020 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 8 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
690.2 / Herr Hertle 

 

Erstellung eines Hochwasserschutzkonzepts 
Hier: Auftragsvergaben für die weiteren Untersuchungen im Zusammenhang mit 
der Frage der Machbarkeit eines Hochwasserrückhaltebeckens im Obertal  

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Der Gemeinderat wurde zuletzt in der Sitzung am 02.06.2020 über den Stand der 
Dinge bzgl. der Einholung von Angeboten für die notwendigen weiteren Gutachten in-
formiert.  
Stefan Krämer von den Zink-Ingenieuren (IBZ) hatte bereits in der Sitzung am 
27.01.2020 die Ergebnisse der Sensitivitätsanalyse vorgestellt und die weiteren Mög-
lichkeiten und Notwendigkeiten aufgezeigt. Die Kosten für die im Anschluss an die 
positiven Ergebnisse der Sensitivitätsanalyse notwendigen weiteren Untersuchungen 
wie Bodengutachten, anlassbezogene Neuberechnung der Hochwassergefahrenkarte 
(HWGK), artenschutzrechtliches Gutachten, Ingenieurskosten für Vorplanung etc. 
wurden von ihm damals auf ca. 130.000 Euro geschätzt. Nach intensiver Diskussion 
herrschte in der Januar-Sitzung Einigkeit darüber, dass für eine Entscheidung im Ge-
meinderat und / oder per Bürgerentscheid, ob das Projekt umgesetzt wird oder nicht, 
zuerst weitere Grundlagen insbesondere bzgl. der Förderfähigkeit und damit der ver-
bleibenden Kosten für die Gemeinde ermittelt werden müssen. Der Rat beschloss da-
mals einstimmig, die Planungen fortzuführen und beauftragte die Verwaltung und IBZ 
damit, Angebote für die Durchführung der weitergehenden Untersuchungen (Boden-
gutachten, Ökologie, Hydraulik und Vorplanung) einzuholen. Auch hier kam es im Zu-
sammenhang mit der Corona-Pandemie leider zu Verzögerungen. Inzwischen liegen 
aber für alle Teilbereiche entsprechende Angebote für Gutachten vor bzw. sind mit den 
zuständigen Behörden abgestimmt:  
 

Teilbereich Firma Brutto-Preis 

1. Bodengutachten:  Ing.-Gruppe Geotechnik, Kirchzarten 33.153,76 € 
   
2. Ökologie / Artenschutz:  Bioplan, Bühl 11.534,48 € 
   
3. Hydraulik:  Hydrotec, Aachen 24.412,85 € 
   
4. Vorplanung:  IBZ, Lauf 55.303,25 € 
  Gesamt: 124.404,34 € 

 
Die Angebote sind den Sitzungsunterlagen angeschlossen und werden von Herrn Krä-
mer (IBZ) in der Sitzung erläutert.  
 
Im Haushaltsentwurf 2020 sind für das Projekt 130.000 Euro eingestellt.  
 

 
  



 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Bezüglich der weiteren Untersuchungen im Teilbereich Bodengutachten er-

hält die Ing.-Gruppe Geotechnik in Kirchzarten den Auftrag zur Erstellung ei-
nes Gutachtens auf der Grundlage des Angebots vom 23.04.2020. Dem Ab-
schluss eines entsprechenden Ingenieurvertrags wird zugestimmt.  

 
2. Bezüglich der weiteren Untersuchungen im Teilbereich Ökologie / Arten-

schutz erhält die Fa. Bioplan in Bühl den Auftrag zur Erstellung eines Gut-
achtens auf der Grundlage des Angebots vom 24.05.2020. Dem Abschluss 
eines entsprechenden Ingenieurvertrags wird zugestimmt. 

 
3. Bezüglich der weiteren Untersuchungen im Teilbereich Hydraulik erhält das 

Ingenieurbüro Hydrotec in Aachen den Auftrag zur Erstellung eines Gutach-
tens auf der Grundlage des Angebots vom 20.05.2020. Dem Abschluss eines 
entsprechenden Ingenieurvertrags wird zugestimmt. 

 
4. Bezüglich der weiteren Untersuchungen im Teilereich Vorplanung erhält das 

Ingenieurbüro Zink in Lauf den Auftrag auf der Grundlage des Honorarvor-
schlags vom 28.05.2020. Dem Abschluss eines entsprechenden Ingenieur-
vertrags wird zugestimmt. 

 
 
Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  
Grund:  
 

 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 







































 

 

 

 

 

 

 

 

                Bühl, den 24. Mai 2020 
 

 

Hochwasserschutzkonzept Berghaupten – Neubau eines Hochwasserrückhaltebeckens 

Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) - Leistungsangebot und Honorarkalkulation  

1.0 Vorbemerkung, Anlass und Aufgabenstellung 

Für die Gemeinde Berghaupten wird Hochwasserschutzkonzept erarbeitet, dessen Hauptelement der Neubau 

eines Hochwasserrückhaltebeckens ist. Daher ist zu prüfen, ob die Zugriffs- und Störungsverbote nach § 44 (1) 

BNatSchG verletzt werden können. Betroffen sind alle europarechtlich geschützten Arten (alle europäischen 

Vogelarten sowie alle Anhang IV-Arten nach FFH-RL) sowie solche Arten, die in einer Rechtsverordnung nach 

§ 54 (1) Nr. 2 BNatSchG aufgeführt sind (besonders geschützte und streng geschützte Arten nach BArtSchV §1 

und Anlage 1 zu § 1; diese liegt derzeit nicht vor). Die Arten des Anhangs II der FFH-Richtlinie werden mitbe-

rücksichtigt, da nach dem Umweltschadensgesetz Arten und ihre Lebensräume der Anhänge II und IV der FFH-

Richtlinie sowie bestimmte europäische Vogelarten relevant sind. Zusammen werden diese Arten als 

'artenschutzrechtlich relevante Arten' bezeichnet. 

Um den Aufwand zur Ermittlung der möglicherweise vorkommenden, europarechtlich geschützten Arten in Gren-

zen zu halten, wurde eine artenschutzrechtliche Abschätzung durchgeführt. Diese artenschutzrechtliche Ab-

schätzung prüfte, welche europäisch geschützten Arten im Gebiet vorkommen können, und leitet mögliche Kon-

fliktpunkte her. Auf Grundlage dieser artenschutzrechtlichen Abschätzung ist zu entscheiden, für welche Flächen 

weitere (Gelände-)Untersuchungen notwendig sind und für welche Flächen eine vertiefende saP notwendig ist, 

die in einem möglichen Bebauungsplanverfahren durchgeführt werden muss. Die Betroffenheit einzelner Arten 

kann nicht zwangsweise mit der Erfüllung von Verbotstatbeständen gleichgesetzt werden. Dies bedarf einer 

genaueren Betrachtung in einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung.  

Bei der artenschutzrechtlichen Abschätzung inklusive einer Vorortbegehung wurde eine Betroffenheit, aber auch 

eine Verletzung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG für die Tiergruppen Vögel (verschiedene Arten), 

Säugetiere (Fledermäuse, Haselmaus), Reptilien (Zauneidechse) sowie Amphibien (eventuell Kammmolch) 

sowie Krebse (Steinkrebs) und Libellen (Helm-Azurjungfer) nicht vollständig auszuschließen. Weitere 

Tiergruppen, u.a. Muscheln sowie Fische und Neunaugen, müssen noch abgeklärt werden. Daher ist eine 

vertiefende spezielle artenschutzrechtliche Prüfung inklusive Geländeerfassungen erforderlich sowie 

gegebenenfalls die Entwicklung und Umsetzung von weiteren Maßnahmen.  

2.0 Leistungsangebot 

- Vögel - Im Hinblick auf die Lebensraumausstattung sind sechs Begehungen zur Erfassung der Vogelwelt im 

Zeitraum von April bis Mitte Juni notwendig (Methodik nach Südbeck et al. 2005).  
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- Fledermäuse - Hinsichtlich der Lebensraumausstattung sind drei Detektorbegehungen im Zeitraum von Mai 

bis Juli zur Abklärung der Leitlinienfunktion bzw. der Nutzung als Nahrungsgebiet notwendig. Je nach Ergebnis 

sind weitere zwei Detektorbegehungen im August und September erforderlich. 

Nach aktuellem Stand sind keine Netzfänge erforderlich, könnten diese jedoch erforderlich werden. 

- Haselmaus – Zur Erfassung möglicher Vorkommen der Haselmaus werden in geeigneten Bereichen 

Haselmaus-Tubes ausgebracht, welche im weiteren Jahresverlauf regelmäßig auf eine Nutzung durch die Art 

kontrolliert werden. Die Tubes werden im Verlauf des Frühjahrs ausgebracht und verbleiben, ebenfalls je nach 

Witterung, mindestens bis Ende Oktober, gegebenenfalls bis in den November. 

- Reptilien - Im Zeitraum von April bis Mai (teilweise kombiniert mit der Erfassung der Vögel bzw. Fledermäuse) 

werden drei Begehungen zur Erfassung der Zauneidechse durchgeführt. 

Je nach Ergebnis sind bis zu vier weitere Erfassungstermine zur Bestandserfassung von Ende Mai bis bis Juli / 

August erforderlich. 

- Amphibien – Im Eingriffsbereich selbst existieren wenige geeignete Gewässer, die überprüft werden. 

- Beim Steinkrebs wird bei nächtlichen Kontrollen das Gewässer mit einer Taschenlampe abgeleuchtet. Bei 

Tagkontrollen werden mögliche Verstecke im Gewässerbett kontrolliert. 

- Die Lebensraumstrukturen am Fließgewässer werden überprüft und bei zwei während der Hauptflugzeit der 

Helm-Azurjungfer nach Imagines dieser Art gesucht. 

- Bei den Schmetterlingen ist eine Potentialprüfung zu Beginn der Flugzeit der drei artenschutzrechtlich 

relevanten Tagfalterarten, Dunkler und Heller Wiesenknopf-Ameisenbläuling und Großer Feuerfalter, 

erforderlich. Gegebenenfalls sind danach fünf Begehungen zur Erfassung der Vorkommen zwischen Mitte Juli 

und Ende August erforderlich. Bei den artenschutzrechtlich relevanten Nachfalterarten werden der Begehungen 

zu den Vögeln die möglichen Strukturen überprüft. Gegebenenfalls sind zwei Begehungen zur Erfassung 

möglicher Vorkommen erforderlich. 

- Bei diesen Begehungen wird auf mögliche Vorkommen weiterer artenschutzrechtlich relevanter Arten geachtet. 

- Aus den bisherigen Unterlagen geht nicht hervor, in wie fern gewässerökologische Untersuchungen erfolgen 

müssen, u.a. zu den Tiergruppen Muscheln sowie Fische und Neunaugen. Hier erfolgt derzeit noch eine 

Abklärung. 

Berichte 

Die Ergebnisse werden in einem Erläuterungsbericht zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 

dargestellt. Dieser Bericht beinhaltet eine Erörterung der Datenbasis, eine kartographische, eine tabellarische 

und textliche Übersicht. 

Außerdem werden die projektrelevanten Auswirkungen auf die einzelnen Arten dargestellt. Der Aufbau des 

Berichtes richtet sich nach den gesetzlich notwendigen Anforderungen: 1. Anlass und Aufgabenstellung, Klärung 

der Aufgabenstellung, 2. Material und Methodik (Lage des Projektgebietes, Vorgehensweise bei der saP, 



 

Begriffsbestimmungen, Datengrundlagen), 3. Beschreibung des Vorhabens und der bau-, anlage- und 

betriebsbedingten relevanten Wirkfaktoren, 4. Ergebnisse Geländeerfassungen, 5. Betroffenheit der 

europarechtlich geschützten Tier- und Pflanzenarten (Vorbemerkungen, europarechtlich geschützte Arten des 

Anhangs IV der FFH-Richtlinie und der europäischen Vogelarten, Beeinträchtigungen und Verbotstatbestände), 

6. Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen incl. CEF-Maßnahmen, 7. 

Gesamtübersicht über Beeinträchtigungen durch das Vorhaben – Fazit. Eventuell sind CEF-Maßnahmen 

notwendig, die entwickelt werden, eine Flächensuche bzw. Flächenauswahl sowie die Umsetzung erfolgt jedoch 

nicht. 

3.0 Honorarangebot 

 

Folgende Stundensätze kommen zum Ansatz: 

 

Büroinhaber/Fachgutachter                                    98 € 

Diplom-Biologe/wissenschaftl. Mitarbeiter/Ingenieur – Nachtarbeit    87 €   

Diplom-Biologe/wissenschaftl. Mitarbeiter/Ingenieur                  77 €    

Technischer Mitarbeiter                                    61 €. 

 

Die Stundensätze richten sich nach der Ingenieurkammer Baden-Württemberg (Stand 1. Januar 2019).  

 

Sollte auch das Vorhaben Geröllfänge beauftragt werden, halbieren sich die Fahrtzeiten und die 

Fahrkosten. Ferner ergeben sich Synergieeffekte bei der Auswertung und Darstellung. 

 

Nebenkosten 

Die Nebenkosten werden pauschal mit 6 % berechnet. Hinzu kommen die Fahrtkilometer (pro km 0,30 €), wobei 

für das Angebot pro Fahrt (Hin- und Rückfahrt) 110 km eingesetzt wurden. Weitere, eventuell zusätzlich 

entstehende Nebenkosten werden auf Nachweis abgerechnet. 

Weitere Leistungen  

Weitere Leistungen, die nach Vertragsabschluß anfallen bzw. über die beschriebenen Leistungen hinausgehen, 

werden nach Rücksprache und Beauftragung mit den genannten Stundensätzen berechnet, beispielsweise 

Besprechungstermine. Sollte sich während der Untersuchungen zusätzlicher Untersuchungsbedarf ergeben 

bzw. Hinweise auf weitere artenschutzrelevante Tiergruppen bzw. Tierarten auftreten, wird das weitere 

Vorgehen mit dem Auftraggeber besprochen. Dies trifft auch auf weitere Anforderungen zu, die sich z.B. durch 

Veränderungen der Planungen ergeben. 

Im Angebot ist die Entwicklung und Beschreibung von Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen bzw. CEF-

Maßnahmen enthalten, jedoch nicht die Suche nach geeigneten Flächen bzw. die Umsetzung der 

vorgeschlagenen Maßnahmen. 



 

Das Leistungs- und Honorarangebot wurde von Dr. M. Boschert, Bioplan Bühl, erstellt und stellt dessen geistiges 

Eigentum dar. Es ist daher insbesondere unzulässig, das Angebot insgesamt oder in Teilen weiterzugeben bzw. 

weiterzuverarbeiten. 

Mit freundlichen Grüßen 

    

Dr. Martin Boschert, Diplom-Biologe, Landschaftsökologe BVDL, Beratender Ingenieur INGBW 

Pos. Leistung Zeit (h) Honorar (€/h) Kosten (in €)

1 Vorbereitung der Geländearbeiten (u.a. Luftbilder, Kartographie, Formblätter) 2 77,00 154,00
2 Vögel - 6 Begehungen à 3 h incl. An- und Abfahrt - April - Juni 18 77,00 1.386,00
3 Fledermäuse - 3 Detektorbegehungen Mai bis Juli à 4 incl. An- und Abfahrt 12 87,00 1.044,00

4 Haselmaus - Ausbringung und ein Einholung der Röhren sowie 4 Kontrollen incl. An-
und Abfahrt, z.T. kombinierbar

12 77,00 924,00

5 Erfassung Reptilien 3 Begehungen à 1 h ohne An- und Abfahrt, da kombinierbar mit 
Erfassung Vögel

3 77,00 231,00

6 Erfassung Amphibien 3 Begehungen à 1 h ohne An- und Abfahrt, da kombinierbar 
mit Erfassung Vögel

3 77,00 231,00

7 Libellen - Potentialabschätzung, ohne Zeitansatz, da kombinierbar 0 77,00 0,00
8 Krebse - 2 nächtliche Begehungen, ohne An- und Abfahrt, da kombinierbar 2 87,00 174,00
9 Schmetterlinge - Potentialabschätzung, ohne Zeitansatz, da kombinierbar 0 77,00 0,00

Auswertung und Darstellung der Geländearbeiten incl. Lautanalyse Fledermäuse 8 98,00 784,00

kartographische und tabellarische Darstellung sowie Auswertung 8 77,00 616,00
8 61,00 488,00

Erläuterungsbericht saP incl. Maßnahmenentwicklung 12 98,00 1.176,00
12 77,00 924,00
12 61,00 732,00

Zwischensumme 8.864,00

Nebenkosten 6 % 531,84
zuzüglich Fahrtkosten 9 Fahrten à 110 km BH-Berghaupten-BH 990 0,30 297,00
Nettohonorar 9.692,84

zuzüglich gesetzlicher Mehrwertsteuer 19 % 1.841,64
Bruttosumme 11.534,48

Eventualleistungen

1 a Fledermäuse - pro weitere Detektorbegehung à 4 h incl. An- und Abfahrt - 2 
Begehungen

8 87,00 696,00

1 b Fledermäuse - pro Netzfang 2 Personen à 7 h à incl. Vorbereitung sowie An- und 
Abfahrt

14 87,00 1.218,00

1 c Fledermäuse – Auffinden telemetrierter Tiere incl. An- und Abfahrt pro Nacht 8 h - 
evtl. 3 Nächte

8 87,00 696,00

2 Reptilien - bis zu 4 weitere Begehungen à 2 h incl. An- und Abfahrt 8 77,00 616,00
4 Libellen - 2 Begehungen à 1 h im Juni ohne An- und Abfahrt, da kombinierbar 2 77,00 154,00

5 a Tagfalter - 5 Begehungen à 2,5 h Anf. Mitte Juli bis Mitte August incl. An- und 
Abfahrt

12,5 77,00 962,50

5 b Nachtfalter - 2 Raupensuche à 3 h Juni - Juli ohne An- und Abfahrt, da 
kombinierbar

6 77,00 462,00

Besprechungstermine incl. Vor- und Nachbereitung sowie incl. An- und Abfahrt 98,00 0,00
je nach Zeitaufwand 77,00 0,00

61,00 0,00
Vorbereitung, Umsetzung von Maßnahmen incl. CEF-Maßnahmen 98,00 0,00
je nach Zeitaufwand 77,00 0,00

61,00 0,00
Zwischensumme 4.804,50

zzgl. Sender für Telemetrie (maximal 3 Stück) 3 150,00 450,00
zzgl. Fahrt- und Nebenkosten sowie 19 % Mehrwertsteuer

HWSK Berghaupten, HRB - spezielle artenschutzrechtliche Prüfung
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Zink Ingenieure GmbH 
Herrn Stefan Krämer 
Poststraße 1 
77886 Lauf 
 
 
 
 
 

 
 
 

Aachen, 20. Mai 2020/lf 
A-2020/0110 

 
 

Angebot: „Anlassbezogene Fortschreibung (HWGK-AF) für das HRB Berghaupten“ 

 

Sehr geehrter Herr Krämer, 

in der Anlage erhalten Sie unser Angebot „Anlassbezogene Fortschreibung (HWGK-AF) für 
das HRB Berghaupten“. 
Das Angebot beschreibt die notwendigen Leistungen zur Durchführung der 
anlassbezogenen Fortschreibung lt. Leistungsbeschreibung des RP Stuttgart „HRB 
Berghaupten (HWGK-ID XXXXX)“ vom 14. Januar 2020. 

Bitte prüfen Sie unser Angebot. Wir würden uns freuen, wenn wir mit der Erbringung der 
Leistungen beauftragt werden und sichern Ihnen eine engagierte und qualifizierte 
Bearbeitung zu.  

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüße 

 
 
 
 
 
ppa. Dipl.-Geogr. Lisa Friedeheim 
Hydrotec Ingenieurgesellschaft  
für Wasser und Umwelt mbH 
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Veranlassung und Aufgabenstellung 

Die Gemeinde Berghaupten plant am Berghauptener Dorfbach den Bau eines 
Hochwasserrückhaltebeckens (HRB). In der Erstellung der Hochwassergefahrenkarten der 
Ersterstellung (HWGK-E) wurde der Berghauptener Dorfbach mittels 1D-Simulation 
abgebildet. Das Mündungsgewässer des Berghauptener Dorfbachs, die Kinzig, wurde in der 
HWGK-Erstellung mittels zweidimensionaler Simulation abgebildet. Für die Ermittlung der 
Überflutungsflächen und der Wirkung der Hochwasserschutzmaßnahme soll nun ein hydrau-
lisches 2D-Modell für das Untersuchungsgebiet aufgebaut werden (siehe Abbildung 1). 

In das Modell soll ebenfalls der Stenglenzer Bach übernommen werden. 

 

Abbildung 1: Lage des geplanten HRB und Darstellung der Modellumringe (blau: Kinzig-
Mittellauf (HWGK-E), rot: Kinzig-Unterlauf (HWGK-E), schwarz: Neumodell 
(HWGK-AF)) 

Am 9. März 2020 wurde Hydrotec von Herrn Krämer, Zink Ingenieure GmbH, Lauf, um die 
Abgabe eines Angebotes für die Durchführung der oben beschriebenen Leistungen gebeten. 

Nachfolgend werden die erforderlichen Arbeiten und die Kalkulation der Leistungspositionen 
dargestellt. Ergänzend werden optional „zusätzliche Arbeiten“ angeboten. 
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Leistungspositionen 

Die Positionsnummern richten sich nach der Nummerierung der Anforderungen in Teil A der 
Leistungsbeschreibung des RP Stuttgart. 

Die hier angebotene zweidimensionale hydraulische Berechnung erfolgt mit der Software 
HYDRO_AS-2D in der aktuellen Version. 

POS 1.1 Modifizierung HydDGM/HydTERRAIN 

Das vom AG gelieferte HydTERRAIN wird geprüft und um relevante Strukturen ergänzt. Aus 
dem HydTERRAIN wird das HydDGM abgeleitet. Zusätzlich dient es als Basis für das 
hydraulische Modell. Es werden der Ist- und der Planzustand abgebildet. 

Die vom Auftraggeber kostenlos zur Verfügung gestellten Vermessungsdaten des 
Stenglenzerbachs und die Daten für die Abbildung der Hochwasserschutzmaßnahme 
werden geprüft und in das HydTERRAIN sowie HydDGM übernommen. 

Ggf. stimmt der Istzustand nicht mehr vollständig mit der HWGK-E überein. 

Die vorgenommenen Aktualisierungen werden mit dem AG und der UWB abgestimmt. 

POS 1.2 Erstellung hydraulische Modelle 

Zur Erstellung des Neumodells werden zunächst die Gewässerschläuche und anschließend 
das Vorland erstellt. Zur Erstellung des Gewässerschlauchs des Berghauptener Dorfbachs 
stehen Hydrotec die Querprofile der HWGK-Vermessung (2006) zur Verfügung. Zur 
Erstellung des Gewässerschlauchs des Stenglenzerbachs wurden Hydrotec bereits aktuelle 
Vermessungsdaten von Zink Ingenieure GmbH zur Verfügung gestellt. 

Für die Erstellung des Vorlands stehen das HydTERRAIN/HydDGM sowie die Nutzungs- und 
Gebäudedaten aus der Erstellung der HWGK zur Verfügung (falls neue Nutzungs-, 
Gebäude- und Laserscandaten vorliegen, wären diese zu bevorzugen). Innerorts werden 
Straßen als zusätzliche Bruchkanten digitalisiert. Die Zuweisung der Rauheiten erfolgt 
analog zu den von Hydrotec durchgeführten HWGK-Projekten in Baden-Württemberg. Die 
Gewässerschläuche werden in das HydTERRAIN/HydDGM übernommen. 

Nach Erstellung des Modells für den Istzustand wird das Modell der UWB vorgelegt und erst 
nach Abnahme daraus der Planzustand erstellt. 

POS 1.3 Hydrologie 

Der Auftraggeber stellt kostenlos Abflussganglinien aus einer FGU für Ist- und Planzustand 
zur Verfügung. Auf Basis der zur Verfügung gestellten Ganglinien wird eine 
Dauerstufenbetrachtung durchgeführt. Dabei werden im Sinne einer worst-case-Betrachtung 
die bis zu 5 Dauerstufen ermittelt, die relevant für die Flächenausbreitung an den 
berechneten Gewässern sind. Die Wahl der relevanten Dauerstufen wird mit AG und UWB 
abgestimmt. Die zu berechnenden Dauerstufen werden in das 2D-Modell übernommen.  

POS 1.4 Berechnung Hydraulik HQ10 und HQ100 für den Ist-
zustand und Abgleich mit der vorhandenen HWGK 

Für das erstellte Neumodell werden instationäre Berechnungen für den Istzustand mit den 
Jährlichkeiten HQ10 und HQ100 durchgeführt. Die Berechnungen dienen der Überprüfung 
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des Modells durch Vergleich mit den HWGK-E-Ergebnissen. Abweichungen zur HWGK-E 
werden dokumentiert. 

Das Modell wird der UWB zur Freigabe übergeben. Ggf. notwendige Korrekturen werden 
eingearbeitet. Nach der Freigabe werden die Jährlichkeiten HQ10, HQ20, HQ50, HQ100 und 
HQextrem berechnet. 

Die Ergebnisse werden mit dem AG und bei Bedarf mit der UWB abgestimmt. 

POS 1.5 Berechnung der Szenarien für den Planzustand 

Für das Modell des Planzustands werden instationäre Berechnung mit den Jährlichkeiten 
HQ50, HQ100 und HQextrem durchgeführt. 

Die Ergebnisse werden mit dem AG und bei Bedarf mit der UWB abgestimmt. 

POS 1.6 Berechnung weiterer Szenarien für die HWGK 

Für das Modell des Planzustands müssen nach HWGK-Vorgabe noch folgende weitere HQx 
berechnet werden: 

 HQ100_ohneHRB 

Die Ergebnisse werden mit dem AG und bei Bedarf mit der UWB abgestimmt. 

POS 1.7 Erfassung von Sachdaten und Geometrien 

Alle nach HWGK-Vorgaben erforderlichen Daten und Geometrien werden zusammengestellt 
und übergeben. Dies betrifft u. a. die gefüllte Geodatenbank mit u. a. der Flächenausbreitung 
für alle berechneten Szenarien sowie die Rasterdaten der Wasserspiegellagen und 
Einstautiefen und Längs- und Querschnitte mit den Berechnungsergebnissen. 

POS 1.8 Dokumentation 

Die Arbeiten werden entsprechend der mit dem AG abgestimmten Berichtsgliederung 
dokumentiert. 

POS 2 Weitere Ingenieurleistungen (Option) 

Sind zusätzliche Arbeiten notwendig, werden diese mit den angegebenen Stundensätzen 
nach Aufwand vergütet.  

Hinweis: Die Feststellung der Notwendigkeit zusätzlicher Arbeiten sowie eine 
Kostenschätzung erfolgen in Abstimmung mit dem Auftraggeber. 

POS 3 Termine beim AG (Option) 

Termine vor Ort sind nicht vorgesehen, jedoch können ein oder mehrere Termine zu den in 
der Honorarermittlung angegebenen Kosten beauftragt werden. 
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Honorarermittlung 

Die Honorarermittlung haben wir mit Erfahrungswerten auf der Basis einer Aufwands- und 
Zeitschätzung mit folgenden Stundensätzen durchgeführt:  

Projektleiter (PL) 90,00 €/h 

Ingenieur (ING) 72,00 €/h 

Technischer Mitarbeiter (TM)  55,00 €/h 

 

Die Kalkulation ergibt:  

 

 

Dieses Angebot ist bis zum 30.06.2020 gültig. 

Wir gehen davon aus, dass uns alle erforderlichen Unterlagen und Daten kostenlos zur 
Verfügung gestellt werden. Der Auftraggeber hat ein eventuelles Copyright an den 
Unterlagen zu klären. 

Mit der Bearbeitung kann nach Beauftragung voraussichtlich erst im September begonnen 
werden. Die Bearbeitungszeit beträgt ohne die optionalen Positionen ca. 8 Wochen – zzgl. 
der Zeit zur Beschaffung aller erforderlichen Daten. 

Nebenkosten sind in der Kostenkalkulation enthalten. 

Abschlagszahlungen nach Bearbeitung von Teilleistungen. Restzahlung nach Abnahme, 
jedoch spätestens vier Wochen nach Abgabe des Berichts.  

Weitere als die in den Positionen genannten Gesprächstermine werden gesondert 
berechnet. 

Position
Leistungsbeschreibung (Teil A, HWGK-AF 

Berghaupten; 14.01.20)
Anzahl Einheit

 Einzel-

preis 

Gesamt-

preis
Option

POS 1.1 Modifizierung HYDDGM / HydTERRAIN 4,5 km 90,00 € 405,00 €

POS 1.2
Erstellung hydraulisches Neumodell 
Istzustand; incl. Zuarbeiten Prüfung und 
Freigabe UWB und Erstellung Neumodell 

1 Pauschal 5.590,00 € 5.590,00 €

POS 1.3
Aufbereitung Hydrologie; Auswertung 
Dauerstufen; Abstimmung; Auswahl max. 5 

1 Pauschal 1.800,00 € 1.800,00 €

POS 1.4
Berechnung HQ10 und HQ100 für den 
Istzustand und Abgleich mit der HWGK-E 

2 Pauschal 600,00 € 1.200,00 €

POS 1.5
Berechnung HQ10, HQ20, HQ50, HQ100 und 
HQextrem für den Planzustand

5 Pauschal 600,00 € 3.000,00 €

POS 1.6
Berechnung weiterer HQx für die HWGK 
Planzustand (HQ100_ohneHRB)

1 Pauschal 600,00 € 600,00 €

POS 1.7
Erfassung von Sachdaten und Geometrien; 
Erstellung aller Flächen, Einstautiefen, 
weiterer Daten für 8 HQx (Datenabgabe nach 

1 Pauschal 6.408,00 € 6.408,00 €

POS 1.8 Dokumentation 1 Pauschal 1.512,00 € 1.512,00 €

POS 2 Weitere Ingenieurleistungen (Option) 1 Option
nach

Aufwand

POS 3 Termine (Option) 1 Option 1.200,00 €

Gesamtpreis netto (ohne NK) 20.515,00 €
zzgl. 19 % Mehrwertsteuer 3.897,85 €
Gesamtpreis (brutto) 24.412,85 €
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Werden zusätzliche Arbeiten vereinbart, werden sie nach Aufwand mit den oben genannten 
Stundensätzen berechnet. 

Der Schlussbericht wird digital erstellt. 

Die Hydrotec Ingenieurgesellschaft für Wasser und Umwelt mbH haftet ausschließlich – 
gleich aus welchem Rechtsgrund – soweit gesetzlich zulässig im Rahmen der bestehenden 
Berufshaftpflichtversicherung (3,0 Mio. € Personenschäden / 2,0 Mio. € sonstige Schäden). 
Alle Angaben in diesem Angebot sind vertraulich und dürfen nicht an Dritte mündlich oder 
schriftlich weitergegeben werden. Das Angebot dient nur zur Vorlage beim Auftraggeber, ggf. 
auch den vorgesetzten oder beteiligten Stellen. 

Die Weitergabe und Fertigung von Fotokopien und Abschriften darf nicht ohne Zustimmung 
der Hydrotec Ingenieurgesellschaft für Wasser und Umwelt mbH vorgenommen werden. 

 

Freundliche Grüße 

 

 

 

 
ppa. Dipl.-Geogr. Lisa Friedeheim 
Hydrotec Ingenieurgesellschaft  
für Wasser und Umwelt mbH 



































Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
29. Juni 2020 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 9 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
913.69 / Herr Vogt 

 

Feststellung der Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2018 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Eckzahlen 2018 Plan Ergebnis +/- 
Zuführung zum VmH 348.550 € 1.178.580 € 830.030 € 
Entnahme aus der Rücklage 1.761.850 €  0 € - 1.761.850 € 
Zuführung an die Rücklage 0 € 678.732 € 678.732 € 
  

Schuldenstand zum 31.12.2018:   451.876,49 € 
Stand der Allgemeinen Rücklage zum 31.12.2018:   3.855.556,92 € 
 
Die Eckzahlen sprechen für sich. Das Haushaltsjahr 2018 schließt mit einem sehr gu-
ten Ergebnis. Die Leistungsfähigkeit des Verwaltungshaushalts, die sich in der Zufüh-
rungsrate zum Vermögenshaushalt ausdrückt, hat sich gegenüber dem ursprünglichen 
Planansatz vervielfacht. 
 
Mit einer Nettoinvestitionsrate von 1.112.614 € hat der Verwaltungshaushalt dazu bei-
getragen sämtliche Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen zu finanzie-
ren. Die Rücklagenentnahme in Höhe von 1.761.850 € musste nicht in Anspruch ge-
nommen werden. Darüber hinaus können noch 678.732 € der allgemeinen Rücklage 
zugeführt werden. 
 
Auf der Einnahmeseite des Verwaltungshaushalts tragen die über den Planzahlen lie-
gende Gewerbesteuer (+ 139 Tsd. €), Schlüsselzuweisungen (+ 35 Tsd. €), die kom-
munale Investitionspauschale (+ 6 Tsd. €) und höhere Zuschüsse für die U3-Betreu-
ung (+ 17 Tsd. €) zu dem guten Ergebnis bei.  
 
Mit einer Summe von 940 Tsd. € stellen die Personalkosten ein Schwergewicht auf 
der Ausgabenseite dar. Sie betragen gut 15 % des Verwaltungshaushalts. Hier waren 
Einsparungen in Höhe von 25 Tsd. € zu verzeichnen. 
 
Durchweg waren die Ausgabenansätze gut bemessen und mussten nicht ausge-
schöpft werden. Darüber führen die Auflösung der Haushaltsausgabereste zu einer 
Verbesserung des Ergebnisses. Nach Ausgabengruppen zusammengefasst stellen 
sich die wesentlichen Bereiche mit ihren Einsparungen wie folgt dar: 
 

• Unterhaltung von Grundstücken/baulichen Anlagen -   361.673 € 
• Beschaffungen/Inventarunterhaltung -     42.717 € 
• Bewirtschaftungskosten -     34.455 € 
• Weitere Verwaltungs- und Betriebsausgaben -     35.992 € 

 
 
 
 



 
Das Volumen bei den Einnahmen im Vermögenshaushalt (1.350 Tsd. €) wird durch 
die Zuführungsrate des Verwaltungshaushalts (1.179 Tsd. bestimmt.  
 
Die wesentlichen Ausgaben im Vermögenshaushalt fielen im Bereich des Grunder-
werbs (192 Tsd. €), der Tilgungsleistungen (315 Tsd. €) und der Zuführung an die 
Allgemeine Rücklage (679 Tsd. €) an. 
 
 
 Allgemeine Rücklage Schulden 
 
Stand 31.12.2017 3.176.824,46 € 767.012,47 € 
Zugang 678.732,46 € 0,00 € 
Abgang 0,00 € 315.135,98 € 
Stand 31.12.2018 3.855.556,92 € 451.876,49 € 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Gemeinderat stellt die Jahresrechnung für 2018 wie folgt fest: 
 

Feststellung und Aufgliederung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung für das Haus-
haltsjahr 2018 
 

Verwaltungs- Vermögens- Gesamt-

haushalt haushalt haushalt

1 SOLL-Einnahmen 6.191.135,71 € 1.350.139,78 € 7.541.275,49 €

2 Neue Haushaltseinnahmereste 0,00 € 0,00 €

3 Zwischensumme 6.191.135,71 € 1.350.139,78 € 7.541.275,49 €

4 abzgl. Haushaltseinnahmereste Vorjahr 0,00 € 0,00 €

5 Bereinigte SOLL-Einnahmen 6.191.135,71 € 1.350.139,78 € 7.541.275,49 €

6 SOLL-Ausgaben 6.430.135,71 € 1.580.139,78 € 8.010.275,49 €

7 Neue Haushaltsausgabereste 0,00 € 0,00 € 0,00 €

8 Zwischensumme 6.430.135,71 € 1.580.139,78 € 8.010.275,49 €

9 abzgl. Haushaltsausgabereste Vorjahr 239.000,00 € 230.000,00 € 469.000,00 €

10 Bereinigte SOLL-Ausgaben 6.191.135,71 € 1.350.139,78 € 7.541.275,49 €

11 Differenz 10 ./. 5 0,00 € 0,00 € 0,00 €

2. Das Vermögen der Gemeinde Berghaupten gliedert sich wie folgt: 
 



 Bezeichung Anfangsbestand Zunahme Abnahme Endbestand

 ANLAGEVERMÖGEN
 Kostenrechnende Einrichtungen

    * Sachanlagen 7.005.731,23 108.379,49 379.590,49 6.734.520,23
    * Finanzanlagen 100.500,00 0,00 0,00 100.500,00

 Verwaltungsvermögen

    * Sachanlagen 7.242.182,26 585.216,72 512.347,09 7.315.051,89

    * Finanzanlagen 15.591,32 1.725,00 874,00 16.442,32

 ABGRENZUNG ZUM ANLAGEVERMÖGEN
 Haushaltsausgabereste 469.000,00 0,00 469.000,00 0,00

noch nicht verwendetes Deckungskapital)

 Zwischensumme  Deckungskreis I 14.833.004,81 695.321,21 1.361.811,58 14.166.514,44
 GELDANLAGEN
 Einlagen bei Kreditinstituten 0,00 0,00 0,00 0,00
 Bauspareinlagen 0,00 0,00 0,00 0,00
 Wertpapiere als Geldanlage 0,00 0,00 0,00 0,00
 Darlehensforderungen als Geldanlage 80.000,00 80.000,00 80.000,00 80.000,00
 Sonstige Geldanlagen 0,00 0,00 0,00 0,00

 FORDERUNGEN AUS INNEREN DARLEHEN

 FORDERUNGEN AUS LFD. RECHNUNG
 Kasseneinnahmereste 131.823,48 98.031,97 131.823,48 98.031,97
 Haushaltseinnahmereste 0,00 0,00 0,00 0,00
 Fehlbeträge (Vorjahr und lfd. Jahr) 0,00 0,00 0,00 0,00
 Kassenbestand 3.617.881,99 3.894.554,35 3.617.881,99 3.894.554,35

 Zwischensumme Deckungskreis II 3.829.705,47 4.072.586,32 3.829.705,47 4.072.586,32

 Summe (DK I und DK II) 18.662.710,28 4.767.907,53 5.191.517,05 18.239.100,76
 

3. Den über- und außerplanmäßigen Ausgaben wird zugestimmt (Seite 24 bis 27 der 
Jahresrechnung). 
 

4. Die Unterdeckungen bzw. Überdeckungen bei den Gebührenhaushalten Abwas-
serbeseitigung und Wasserversorgung sind in den kommenden Gebührenkalkula-
tionen zu berücksichtigen bzw. auszugleichen. 
 

 

Geänderter Beschlussantrag: 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 
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Tagesordnungspunkt 
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Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
902.4 / Herr Vogt 

 
Erneute Vorberatung des Haushaltsentwurfs 2020 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
Bereits in der vergangenen öffentlichen Gemeinderatssitzung am 02.06.2020 war der 
Haushaltsplan 2020 Gegenstand der Beratung. Es wurde unter anderem aufgezeigt, 
wie sich die Corona-Pandemie auf die Einnahmesituation mit entsprechenden Steuer-
ausfällen auswirkt. Dies betrifft nicht nur das aktuelle, sondern auch die kommenden 
Haushaltsjahre. 
 
In dem vorgelegten Arbeitspapier waren verschiedene Maßnahmen aufgelistet, deren 
Umsetzung vom Gemeinderat im Einzelnen noch nicht beschlossen sind bzw. waren. 
So hat der Gemeinderat in einem separaten Tagesordnungspunkt den Umbau von 
Teilen des Erdgeschosses im Rathaus in neue Büroräume beschlossen. Die Bereit-
stellung von Haushaltsmitteln für diese Maßnahme war bereits im Arbeitspapier ent-
halten. 
 
Gleichzeitig kam aus der Mitte des Gemeinderats die Empfehlung, den Abriss einer 
erworbenen Gewerbehalle nicht im Jahr 2020 anzugehen, sondern auf die kommen-
den Jahre zu verschieben. Für diese Maßnahme waren 30.000 € eingeplant. 
 
Nicht enthalten war allerdings der gesetzlich vorgeschriebene barrierefreie Umbau der 
drei Bushaltestellen in der Lindenstraße. Dies soll nun im Zuge der Sanierung der 
Fahrbahndecke durch den Ortenaukreis im Herbst erfolgen. Bereits in der Sitzung vom 
20.05.2019 war dies Thema im Rat, wurde damals aber abgelehnt. Die Kosten für den 
Umbau wurden mit knapp 30.000 € beziffert. Dieser Betrag wurde zusätzlich zum bis-
herigen Haushaltsansatz mit aufgenommen.  
 
Weiterhin wurden kleinere Änderungen bei einzelnen Ausgabenansätzen in Folge der 
Fortschreibung nach aktuellen Werten vorgenommen. Insgesamt ergeben sich im Er-
gebnishaushalt damit nur geringe Veränderungen. Der Entwurf enthält jetzt einen Fehl-
betrag von 696.500 € (vorher 696.350 €). 
 
Weiterhin hat der Gemeinderat in der vergangenen Sitzung die Beschaffung von 3 
Sonnensegeln für die Kindertagesstätte St. Georg beschlossen. Die dazu benötigten 
Finanzmittel in Höhe von 10.000 € wurden in den Investitionsplan 2020 aufgenommen.  
 
Durch die Veränderungen des Finanzmittelbedarfs beim Ergebnishaushalt und der In-
vestitionstätigkeiten ergibt sich eine Veränderung des Finanzmittelbestandes für das 
Haushaltsjahr 2020 von insgesamt 1.912.450 €. 
 

 
  



 
Beschlussvorschlag: 
 
ohne 
 

 
Geänderter Beschlussantrag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  
Grund:  
 
 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 
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Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 11 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
461.0 / Herr Vogt 

 

Betriebskostenabrechnung 2019 – Kindertagesstätte St. Georg 
 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Die kath. Verrechnungsstelle Offenburg hat für das Jahr 2019 die Betriebskostenab-
rechnung vorgelegt. Es werden Gesamtkosten von insgesamt 850.487 € ausgewiesen. 
Abzüglich der Elternbeiträge und sonstigen Einnahmen beträgt das Betriebskostende-
fizit 715.126 €. 
 
Die Kirchengemeinde beteiligt sich an dem Betriebskostendefizit in Höhe Zuweisungen 
aus dem kirchlichen Finanzausgleich in Höhe von 71.942 €. Der Anteil der politischen 
Gemeinde am Betriebskostendefizit beträgt 643.184 €. Dies entspricht einem prozen-
tualen Anteil von knapp 89,9 % und fällt um 17.710 € höher aus als im Vorjahr. 
 
Die Betriebserlaubnis des Kindergarten St. Georg erstreckt sich auf 1 Regelgruppe mit 
28 Kindern, 2 Ganztages-Gruppe mit verlängerter Öffnungszeit mit je 25 Kindern und 
2 Krippe-Gruppen mit je 10 Kindern. Insgesamt stehen 98 Plätze in der Kindertages-
stätte St. Georg zur Verfügung.  
 
Größter Kostenanteil sind die Personalkosten mit rund 789.147 € und liegen knapp 4 
% über dem Vorjahreswert. 
 
Die Gemeinde Berghaupten hat im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs für 
die Betreuung der Regelkinder 109.802 € und für die Betreuung von Kindern unter 3 
Jahren 167.909 € an Zuwendungen erhalten. Für die Unterbringung von Kindern aus 
anderen Gemeinden in der Kindertagesstätte St. Georg hat die Gemeinde Berghaup-
ten im Rahmen des interkommunalen Kostenausgleichs Einnahmen in Höhe von 
14.099 € verzeichnen können. Unter Einbeziehung der Abschreibungen und einer kal-
kulatorischen Verzinsung waren für den Betrieb der Kindertagesstätte St. Georg von 
der Gemeinde rund 475.000 € an Finanzierungsmittel aus dem allgemeinen Haushalt 
aufzubringen. 
 

 
 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat nimmt von der Betriebskostenabrechnung 2019 Kenntnis.  
 

 
 













+/- in %
2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 ggü.

Vorjahr
AUSGABEN

pägdagogisches Personal 432.450 399.680 453.005 516.278 528.133 561.398 578.066 2,97%

technisches Personal 1.713 1.795 1.888 1.956 3,59%

Reinigungspersonal 17.295 16.331 20.444 20.799 23.244 25.109 26.500 5,54%

hauswirtschaftl. Personal 7.972 5.892 8.061 7.686 8.722 7.673 9.576 24,80%

Soz.Vers.Beiträge 79.559 92.892 106.039 110.179 116.728 124.003 6,23%

Umlagen/ZVK/KVBW 22.608 24.867 33.674 34.805 39.696 39.861 0,41%

Beiträge BerufsG 0 1.734 1.896 2.243 2.516 2.510 2.767 10,23%

Sonstige Ausgaben 1.661 2.808 1.540 1.116 0 5.792 6.418 10,81%

Personalausgaben 459.378 528.612 602.706 689.549 709.394 760.796 789.147 3,73%

Sachausgaben 16.864 32.401 23.124 11.405 16.184 7.992 9.187 14,95%

Rechnungsführung 15.672 17.623 20.465 23.259 24.053 25.469 26.394 3,63%

Bewirtschaftungskosten 11.141 10.782 8.523 9.997 17,30%

Mieten 3.356 10.067 6.559 6.860 6.801 6.801 6.836 0,51%

Beschaffung Ausstattung 2.281 4.362 2.205 5.585 5.266 5.367 8.926 66,32%

Sachausgaben 38.173 64.453 52.354 58.249 63.087 54.152 61.340 13,27%

SUMME AUSGABEN 497.551 593.065 655.060 747.798 772.480 814.948 850.487 4,36%

EINNAHMEN

Elternbeiträge u.ä. 83.079 82.123 94.383 102.886 106.653 117.123 134.599 14,92%

Sonstige Einnahmen 1.022 356 286 31.512 60 159 762 380,59%

SUMME EINNAHMEN 84.101 82.479 94.669 134.399 106.713 117.282 135.361 15,42%

DEFIZIT 413.451 510.587 560.391 613.399 665.767 697.666 715.126 2,50%

Anteil Kirchengemeinde 46.927 56.950 62.952 66.960 69.120 72.192 71.942 -0,35%
Anteil polit. Gemeinde 

2009-2014 87 %; 2014 

88%

314.049 417.636

Anteil polit. Gemeinde 100 % 50.950 52.475 530.602 598.807 596.647 625.474 643.184 2,83%

73,36% 79,27% 81,00% 80,08% 77,24% 76,75% 75,63%

KENNZAHLEN

Plätze - verfügbar 89 89 98 98 98 98 98

Plätze - belegt 31.12. 75 73 82 82 82 74 76

Defizit je Platz im Monat 387 € 478 € 477 € 522 € 566 € 593 € 608 €
Defizit je Kind im Monat 459 € 583 € 570 € 623 € 677 € 786 € 784 €

Anteil polit. Gemeinde (s.o.) 335.630 € 366.524 € 453.636 € 596.647 € 596.647 € 625.474 € 643.184 €

./. Landeszuschuss Regelkinder -112.970 € -107.354 € -103.917 € -107.056 € -103.405 € -96.330 € -109.802 €

./. Landeszuschuss Kinder u3 -75.720 € -57.418 € -83.878 € -121.999 € -156.233 € -144.040 € -167.909 €

./. Interkommunaler Kostenausgleich -13.938 € -4.092 € -2.728 € -5.114 € -8.095 € -10.033 € -14.099 €

./. sonstige Einnahmen -5.936 € -39.703 € -68 € -225 € -1.271 € -981 € -538 €

./. Auflösung Zuschüsse -5.827 € -6.378 € -9.305 € -10.258 € -10.259 € -10.258 € -10.200 €

Abschreibungen polit.Gemeinde 25.463 € 30.651 € 50.339 € 45.374 € 47.570 € 47.468 € 47.500 €

Kalkulatorische Verzinsung 23.449 € 35.495 € 47.284 € 43.969 € 42.258 € 41.283 € 20.000 €

sonstige Ausgaben 7.046 € 7.046 € 9.022 € 16.664 € 30.673 € 44.951 € 65.972 €

Summe Defizit Gemeinde 177.197 € 224.771 € 360.385 € 458.002 € 437.886 € 497.534 € 474.108 €
 
  

Rechnungsergebnisse  Betriebskosten 2018 Kindergarten  St. Georg

Alternativ: Gebühren-Kostenrechnung Gemeinde mit Abschreibung und kalk. Verzinsung





Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
29. Juni 2020 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 12 

Aktenzechen/Bearbeiter 
 
130.2 / Herr Vogt 

 

Abrechnung 2019 – Feuerwehrgerätewart  

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Die Stadt Gengenbach hat die Abrechnung für den hauptamtlichen Feuerwehrgeräte-
wart für das Jahr 2019 vorgelegt. Die Gesamtkosten - Personalkosten, Arbeitsplatz-
pauschale und IT-Zulagen – beliefen sich auf 72.003,33 € (VJ 66.787,72 €). Insgesamt 
wurden vom Gerätewart in Jahr 2019 1.946,20 Stunden erbracht. 
 

Für Schlauchpflege wird nach einem pauschalierten Zeitaufwand von 12 Minuten je 
Schlauch abgerechnet und den einzelnen Gemeindefeuerwehren in Summe zugeord-
net. Die restlichen Arbeitsstunden werden nach dem Kostenschlüssel Gengenbach 67 
%, Ohlsbach 18 % und Berghaupten 15 % aufgeteilt.  
 

Der Anteil der Gemeinde Berghaupten an den Kosten beträgt 11.236,90 € (VJ 
9.788,26 €). Der Haushaltsansatz betrug 9.600 €.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
 
 









2015 2016 2017 2018 2019

Personalaufwendungen 53.616,74 € 50.680,25 € 59.439,50 € 66.787,72 € 72.003,33 €

Arbeitsstunden 1.929,00 Std. 1.915,30 Std. 1.906,05 Std. 1.936,20 Std. 1.946,20 Std.

davon Schlauchpflege 232,50 Std. 222,25 Std. 302,00 Std. 296,20 Std. 284,80 Std.

Anteil Berghaupten 205,60 Std. 281,03 Std. 276,33 Std. 283,80 Std. 303,70 Std.

davon Schlauchpflege 48,40 Std. 50,40 Std. 51,20 Std. 37,80 Std. 54,60 Std.

Kostenanteil Berhaupten 6.966,28 € 7.436,05 € 8.617,25 € 9.788,26 € 11.236,90 €

Kostenentwicklung Feuerwehrgerätewart





Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 
Termin 
 
29. Juni 2020 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 13 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
621.91 / Herr Hertle 

 
Zweckverband Gewerbepark Vorderes Kinzigtal 
Hier: Vorläufiger Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2019 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
Mit Schreiben vom 18.06.2020 wurde der Verwaltung der vorläufige Jahresabschluss 
des Zweckverbandes Gewerbepark Vorderes Kinzigtal übersandt. Die Unterlagen inkl. 
Bilanz, G+V-Rechnung, Erfolgs- und Vermögensplan sowie die Auflistung der Aufwen-
dungen und Erträge sind den Sitzungsunterlagen angeschlossen.  
 
Die Aufwendungen belaufen sich auf 62.695,02 Euro, wobei der Anteil der Gemeinde 
Berghaupten 9.404,25 Euro (=15%) beträgt.  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt dem vorläufigen Jahresabschluss zu und beauftragt die 
Vertreter der Gemeinde in der Verbandsversammlung bei der Feststellung ent-
sprechend abzustimmen.  
 

 
Geänderter Beschlussantrag: 
 
 
 
 

 
Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  
 
 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 






















